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28.800
Menschen in Deutschland galten Ende 2024 als staatenlos, wie das
Statistische Bundesamt amMontag inWiesbaden mitteilte. Als staa-
tenlos werden Menschen bezeichnet, wenn kein Staat sie als Staats-
angehöriger anerkannt hat. Festgestellt wird dies meist bei der Be-
antragung eines Aufenthaltstitels oder eines Asylverfahrens.

WORTWÖRTLICH

Markus Söder
„Also alle bayrischen Landwirte sind doof? Ganz Bayern ist doof. Die
Automobilindustrie ist doof, alle sind doof, ja?“

DerbayrischeMinisterpräsident (CSU)weist bei „CarenMiosga“Kritik
an Verbrenner-Aus undAgrardiesel-Subventionen zurück. FOTO: DPA

KALENDERBLATT

9. Dezember 1951
Landesgründung:Die Mehrheit der Menschen in den drei Bundes-
ländernWürttemberg-Baden, Württemberg-Hohenzollern und Ba-
den stimmt nach einem erbitterten Streit schließlich für eine Vereini-
gung ihrer Länder. Gegründet wird Baden-Württemberg dann am
25. April des Folgejahres.

KOMMENTAR

Zumindest einer
hat es versucht
HAGENEICHLER sieht Ruhegelder imÖRR als Belastung für Jahrzehnte.

M it einem harten Kür-
zungsprogramm hat der
öffentlich-rechtliche

Rundfunk Berlin-Brandenburg
(RBB) in diesem Jahr seine Aus-
gaben gesenkt. Um 22 Millionen
Euro mussten die Kosten runter.
Vor allem das Personal traf es, die
Auswirkungen auf das Pro-
gramm sind deutlich spürbar.
Das ist die Lage, in der die RBB-
Mitarbeiter nun erfahren, wie lu-
xuriös die schon 2016 ausge-
schiedene Programmdirektorin
Claudia Nothelle bezahlt wird –
und zwar bis an ihr Lebensende.

Der RBB ist im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk (ÖRR)
nicht der einzige Akteur, der sei-
nen Führungskräften hohe Ruhe-
gehälter mit unbegrenzter Lauf-
zeit zugesagt hat. Auch der MDR
zahlt für solche Verträge – Details
bleiben verborgen, weil die Drei-

länderanstalt nur das offenlegt,
wozu sie durch politische Vorga-
ben gezwungen wird.

Der RBB hat zumindest ver-
sucht, einen klaren Schnitt zu zie-
hen und die teuren Alt-Verträge
zu beenden. Er war dabei nicht
ganz erfolglos. Im Fall der frühe-
ren Justiziarin Susann Lange et-
wa sah ein Gericht die Sittenwid-
rigkeit als erfüllt an. Die umstrit-
tene Ex-Intendantin Patricia
Schlesinger hingegen und nun
Nothelle können ihre Verträge er-
folgreich verteidigen. Damit wird
die Verschwendungssucht der
früheren Spitze den öffentlich-
rechtlichen Rundfunk noch Jahr-
zehnte belasten. Stemmen muss
es – versteht sich – der Beitrags-
zahler. Seite 2

Den Autor erreichen Sie unter:
hagen.eichler@mz.de

KOMMENTAR

Experiment ist
gescheitert
MATTHIAS FRICKE sieht die Cannabis-Legalisierung skeptisch.

Nach mehr als einem Jahr
des neuen Cannabis-Ge-
setzes dürfte klar sein, dass

dieses Experiment der alten Bun-
desregierung kläglich gescheitert
ist. Viele Experten haben damals
eindringlich davor gewarnt, die
Büchse der Pandora zu öffnen.
Nun steht sie weit offen.

Die Zahl der psychischen Er-
krankungen steigt weiter, der
Konsum hat eher zugenommen
und der Schwarzmarkt floriert.
So wie es Drogenfahnder lange
vorhergesagt haben. Es ist nur
eines gesunken: die Zahl der re-
gistrierten Straftaten – klar, sie
zählen nicht mehr als Drogende-
likt. Das alles dient nur dem Ver-
schönern der Kriminalitätsbi-
lanz, mehr nicht. Dafür ist der
Polizei die Aufklärung des illega-
len Drogenhandels wesentlich
erschwert worden. Noch vor ein-

einhalb Jahren bestand beim Er-
wischen mit 25 Gramm Canna-
bis an den einschlägigen Drogen-
Umschlagplätzen der Verdacht
des illegalen Handels. Das ist nun
nicht mehr so einfach. Das da-
malige Hauptargument, den
Schwarzmarkt eindämmen zu
wollen, ist in das Gegenteil ver-
kehrt worden.

Was bleibt? Die Mitglieder der
wenigen neuen Anbauvereine
stöhnen über die Bürokratie, die
Behörden beklagen einenWust an
Mehrarbeit, die Ärzte stellen eine
Zunahme der psychischen Erkran-
kungen fest und die Nutznießer
aus der Organisierten Kriminalität
klatschen in die Hände. Es wird al-
lerhöchste Zeit, dieses Gesetz auf
den Prüfstand zu stellen. Seite 2

Den Autor erreichen Sie unter:
politik.redaktion@mz.de
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Behinderte brauchen
Systemwechsel
LISAGARN fordert Inklusion auch durch denWandel in der Gesellschaft.

Es waren lange und schwie-
rige Verhandlungen: Nun
soll die Eingliederungshilfe

für Menschen mit Behinderun-
gen neu aufgestellt werden, der
Landesrahmenvertrag steht vor
der Unterzeichnung. Die Neuauf-
stellung ist nichts weniger als ein
Systemwechsel. Und es zeichnet
sich jetzt schon ab, dass die Um-
setzung in einigen Bereichen zu-
nächst schwierig sein wird. Den-
noch ist die Neuaufstellung nötig.

Mit der Kündigung des vori-
gen Rahmenvertrages wollte das
Land denWechsel forcieren: Teil-
habe und Integration sollen bes-
ser werden. Tatsächlich hatte der
Staatenbericht der UN-Behinder-
tenrechtskonvention gezeigt,
dass zu wenig individualisierte
Leistungen angeboten werden,
dass der Übergang von Wohnein-
richtungen zum ambulanten

Wohnen und von Werkstätten in
den allgemeinen Arbeitsmarkt zu
wenig gelingt.

Träger sind sich in den Zielen
mit dem Land einig. Doch über
den Weg dahin bleibt Uneinig-
keit. Es werden hohe Erwartun-
gen geweckt, die so schnell nicht
erfüllt werden.

Es sind Rahmenbedingungen,
die nicht passen: Zu wenig Be-
triebe sind offen für die Beschäf-
tigung behinderter Menschen, es
ist unklar, ob genug geeigneter
Wohnraum für mehr Selbstbe-
stimmung zur Verfügung steht.
Es wird also auch darauf ankom-
men, dass sich eine Gesellschaft
wandelt: Weg von Exklusion in
Sondereinrichtungen hin zu tat-
sächlicher Inklusion. Seite 3

Die Autorin erreichen Sie unter:
lisa.garn@mz.de

Warten bis zum
ersten Toten
Zu „Was hilft gegen die Chao-
ten?“
MZ vom 21. November
Die Innenministerin Zieschang
möchte mehr Sicherheit mit weni-
ger Polizei. Geht es nach ihr, sollen
Vereinsvertreter, Fanprojekte und
Sicherheitsbehörden künftig enger
zusammenarbeiten, um die
Sicherheit in Stadien zu erhöhen.
Sorry, daran arbeiten wir seit Jah-
ren, ohne Besserung der Situation!
Angeblich handelt es sich nur um
eine kleine Gruppe, die sich nicht
benehmen kann. Ja, das stimmt si-
cherlich, aber den Hundert Chao-
ten schauen Tausende Leute zu,
ohne einzugreifen! Die Innenmi-
nisterkonferenz zeigt erneut, dass
die Politiker, der Fußballverband,
die Club-Vorstände und die meis-
ten Club-Mitglieder nicht bereit
sind, aus den Randalen Konse-
quenzen zu ziehen und die Chao-
ten aus den Stadien zu weisen.

Bei der letzten Randale imHFC-
Spiel gegen Chemie Leipzig waren
es 480 Polizisten (Warum bezah-
len nicht endlich die Clubs die
Polizeiaufgebote, wie in Bremen),
dutzende Ordner und einige HFC-
Fans, die sich zwischen die Chao-
ten und den Chemie-Spieler ge-
stellt haben! Es gab „nur“ zwei Ver-
letzte. Es folgte eine Geldstrafe von

LESERBRIEFE

32.150 Euro für den HFC und eine
von 21.720 Euro für Chemie Leip-
zig, aber kein Stadionverbot. Poli-
tiker, Fußballverband, Club-Vor-
stände und die meisten Club-Mit-
glieder wollen keine Konsequen-
zen. Man wartet auf den ersten
Toten!
Jörg Schmidt, Halle

Neuauszählung
stärkt Vertrauen
Zu „BSW scheitert mit Einspruch
zur Wahl“
MZ vom 2. Dezember
Gleich in den ersten Tagen nach
der Wahl wurde auf die Unregel-
mäßigkeiten durch das BSW hin-
gewiesen. Es war zeitlich also
möglich, eine Nachzählung anzu-
regen, und der „Einblick“ in die
Unregelmäßigkeiten wurde auch
öffentlich kommuniziert. Der
Wahlprüfungsausschuss flüchtet
sich bei seiner Begründung in eine
Einzelfallbetrachtung oder ver-
weist darauf, statistische Auffällig-
keiten könnten für sich genom-
men noch keine Bedenken gegen
die Ordnungsmäßigkeit des Wahl-
geschäfts begründen.

Es ist aber schlichtweg unrea-
listisch, für die hier nötigen Stim-
men konkrete Geschehnisse auf-
zuführen, die die Fehlzählungen
belegen können, da dem BSW kein

Akteneinsichtsrecht zusteht. Da-
mit ist das Beweismittel der Nach-
zählung fast ausgeschlossen.

Da eine solche Häufung von
Unregelmäßigkeiten festgestellt
wurde, kannman eine Neuauszäh-
lung für nötig erachten, um auch
das Vertrauen in den demokrati-
schen Prozess zu stärken.
Steffi Gärtner, Salzatal

Noch zu viele
Flüchtlinge
Zu „Weniger Geld für Ukrainer“
und zum Kommentar „Kostspieli-
ge Symbolpolitik“
MZ vom 24. November
Bei der geplanten Neuregelung zur
Unterstützung von Kriegsflüchtlin-
gen aus der Ukraine darf es nicht
bleiben. Sie sollte auf alle Men-
schen, die hier noch nie gearbeitet
haben ausgeweitet werden. Auch
vor dem Hintergrund, dass immer
noch zu viele Flüchtlingen den
Weg nach Deutschland finden.

Dabei geht es nicht nur um Ein-
sparungen, sondern auch um Ge-
rechtigkeit den betroffenen
Arbeitslosen gegenüber, die oft-
mals schon viele oder auch wenige
Jahre vorher hier gearbeitet haben.
Die Kritiken von Frau Möbbeck
und des Reporters in der MZ halte
ich für falsch.
Wolfgang Weber, Halle

Firmen an der Belastungsgrenze
Die Bundesregierung tut zu wenig, um die Insolvenzwelle zu stoppen.

A ls vor zwei Jahren die Zahl
der Firmenpleiten deutlich
anstieg, erklärten das viele

Insolvenzexperten noch mit Effek-
ten aus der Corona-Pandemie. Da-
mals pumpten sich einige Unter-
nehmen mit staatlichen Hilfskre-
diten voll, die sie nicht zurückzah-
len konnten. Zudem waren zeit-
weise die gesetzlichen Auflagen
zur Insolvenzanmeldung ausge-
setzt. Doch die aktuelle Insolvenz-
welle hat nichts mehr mit Corona
zu tun. Sie ist Ausdruck fehlender
internationaler Wettbewerbsfähig-
keit und zu hoher Kosten.

Das wird in Sachsen-Anhalt be-
sonders deutlich bei den Automo-
bilzulieferern. Sie hängen am
Tropf der Automobilkonzerne. So
gehen bei den Zulieferern die Ab-

Steffen Höhne
Wirtschaftsredakteur

„Die aktuelle
Insolvenz-
welle hat nichts
mehr mit Corona
zu tun.“

rufzahlen für Teile von Verbren-
nungsmotoren zurück, gleichzeitig
kommt der E-Auto-Markt nicht in
Schwung. Wenn Volkswagen einen
Arbeitsplatz in Deutschland
streicht, dann fallen bei den Zulie-
ferern gleichzeitig zwei weg. Einige
Firmen halten das nicht aus.

Doch es gibt auch andere Grün-
de, die nichts mit internationalen
Märkten zu tun haben. So machen
etwa kleinere Bäcker, Gaststätten
und Händler reihenweise dicht,
weil die gestiegenen Kosten, etwa
für Energie oder durch den Min-
destlohn, nicht mehr mit den Er-
lösen gedeckt werden können.

Die Bundesregierung ver-
sprach, mit einem „Herbst der Re-
formen“ die Probleme anzugehen.
Und es wird auch mit sinkenden

Netzentgelten und einer Strei-
chung der Gasspeicherumlage an
einigen Stellschrauben gedreht.
Doch die Effekte sind gering.
Gleichzeitig wird akzeptiert, dass
die EU sämtliche russische Gaslie-
ferungen einstellen will, was wie-
der Druck auf die Preise ausübt.

In einer komplizierten Welt ist
ein großer politischer Wurf
schwer. Soll die Insolvenzwelle ge-
stoppt werden, braucht es aber ein
klares politisches Bekenntnis: Die
Bundesregierung darf durch ihre
Entscheidungen die Kosten für die
Firmen nicht weiter erhöhen. Vor
allem bei der SPD fehlt bisher die-
se Einsicht. Seite 1

Den Autor erreichen Sie unter:
steffen.hoehne@mz.de

USAwollen
Europa schwächen
„de Volkskrant“ aus den
Niederlanden zu den USA:
„Die Absicht ist klar: Eben-
so wie Russland versuchen
sie, den populistischen Na-
tionalismus zu stärken, um
die Europäische Union zu
schwächen. Europa steht
damit vor einer schwierigen
Aufgabe. Es kann nicht
mehr auf die USA zählen ...“

STIMMEDERANDEREN
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